a. 


Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die N 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 42. — 


(Nr. 3468.) Privilegium wegen Emiſſion von 1,900,000 Rthlr. Prioritaͤts-Obligationen 
der Magdeburg-Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 
5. November 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der Magdeburg ⸗Koͤthen⸗Halle⸗ Leipziger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, auf Grund des in der General⸗Verſammlung vom 22. Juli 1851. ge⸗ 
faßten Beſchluſſes, darauf angetragen iſt, ihr zur Beſchaffung der zum Umbau 
des alten Geleiſes, zur Vermehrung der Transportmittel und zur beſſeren Ein⸗ 
richtung einiger Bahnhöfe noͤthigen Geldmittel, die Ausſtellung auf den In⸗ 
haber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu Ein⸗ 
hundert Thalern, im Betrage von 1,900,000 Rthlen,, zu geſtatten, fo ertheilen 
Wir in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere Landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
von 19,000 Stuck Obligationen zu Einhundert Thalern unter nachſtehenden 
Bedingungen: 

ö AR 

8 Die neuen Prioritaͤts-Obligationen, welche den bereits auf Grund der 
Beſtaͤtigungs-Urkunden vom 28. März 1840. und 15. Januar 1842. (Amts⸗ 
blatt der Regierung zu Magdeburg für 1840. S. 127. und für 1842. S. 58.) 
kreirten Prioritaͤts⸗Aktien von zuſammen 1,800,000 Rrhlrn., ſoweit ſolche nicht 
bereits amortiſirt find, nachſtehen, werden in fortlaufenden Nummern mit letz⸗ 
teren, oder von 18,004 — 37,003 nach dem unter A. beiliegenden Schema 
v/ auf farbigem Papier ausgefertigt. Sie erhalten Zinskupons nach dem bei⸗ 
gefügten Muſter B. zu je fünf und fünf Jahren. Auf der Ruückſeite der 

, Obligationen wird der gegenwärtige Statuts⸗Nachtrag abgedruckt. 


H. 2. ne 
Dieſe Prioritäts » Obligationen werden mit. vier Prozent jährlich verzinft 
und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden 
Jahrgang 1851. (Nr. 3468.) 99 Jah⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Dezember 1851. 


Jahres gezahlt. An den Dividenden nehmen fie keinen Antheil. Sie haben 
aber das Vorzugsrecht vor dem Kapitale und den Dividenden der Stamm⸗ 
Aktien. 

Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskupons werden 
werthlos, wenn die letzteren nicht binnen vier Jahren nach der Verfallzeit 
zur Zahlung praͤſentirt werden. 


6. 3. 


Die neuen Prioritaͤts-Obligationen unterliegen der Amortiſation, die mit 
dem Jahre 1854. beginnt, und zu der alljaͤhrlich die Summe von 9500 Rthlr. 
Kurant, unter Zuſchlag der durch die eingelieferten Obligationen erſparten 
Zinſen, aus dem Ertrage des Eiſenbahn-Unternehmens verwendet wird. Die 
Zuruͤckzahlung des Nominalwerthes der amortiſirten le Nene erfolgt am 
1. Juli jedes Jahres. Der Magdeburg-Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, mit Genehmigung des Staats 
ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die u der 
Obligationen herbeizuführen, als auch ſaͤmmtliche Obligationen durch die öffent- 
lichen Blätter mit ſechs monatlicher Friſt zu kundigen und durch Zahlung 
des Nennwerthes einzuloͤſen. 

Ueber die erfolgte Amortiſation iſt dem vorgeſetzten Eiſenbahn-Kommiſ⸗ 
ſariate alljährlich ein Nachweis einzureichen. 


§. 4. 
Die Inhaber dieſer Obligationen ſind nicht berechtigt, den Nennwerth 
derſelben anders als nach Maaßgabe der im H. 3. angeordneten Amortiſation 
zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn durch Schuld der Geſell⸗ 
ſchaft länger als ſechs Monate ang aufhört ; 

c) wenn gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schulden halber Exekution 
vollſtreckt wird; 

d) wenn die Amortiſation nach $. 3. nicht inne gehalten wird. 


In den Fällen ad a—c. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern 
das Kapital kann an demſelben Tage, an dem einer dieſer Fälle eintritt, zus 
ruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Berichtigung des betreffenden 
Zinskupons, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transport⸗ 
betriebes, zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution. 
Im Falle unter d. iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten, 
auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Obligation von dieſem e eee 
nur innerhalb dreier Monate von dem Tage an Gebrauch machen, an dem die 
Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte erfolgen ſollen. Bei Geltendma⸗ 
chung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechtes treten die Obligations-Inhaber 
in das Verhaͤltniß von Glaͤubigern gegen die Geſellſchaft, und iſt ihnen in die⸗ 
ſer Beziehung das geſammte — * und unbewegliche Geſellſchaftsvermoͤgen 
verpfaͤndet. Pi 


= Win 
K. 5. | 
So lange nicht ſaͤmmtliche Prioritäts⸗Obligationen eingelöft find, oder 
ar Ar für dieſelben gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft, mit 
usnahme 
a) der längs der Bahnlinie neben der Bahn belegenen, zum Betriebe nicht 
. bei der Expropriation, reſp. dem Bau erworbenen kleinen 
erſtuͤcke, . 

b) be e Theile der Bahnhöfe bei Buckau, Schoͤnebeck, Koͤthen 

und Halle, 
keines ihrer Grundſtuͤcke veraͤußern, auch eine weitere Obligation⸗Emittirung 
ſo wenig als ein Anlehngeſchaͤft unternehmen, es muͤßte denn den Obligationen 
der gegenwärtigen Emiſſion für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den fer⸗ 
177 auszugebenden Obligationen oder auszuſtellenden Schuldſcheinen reſervirt 

en. 


H. 6. a 
Die Nummern der nach H. 3. zu amorfifirenden Obligationen werden jähr: 
lich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate vor dem Zahlungs⸗ 
tage oͤffentlich bekannt gemacht. 


$. 7. 
Die Verlooſung geſchieht durch das Direktorium in Gegenwart zweier 
Notare in einem, vierzehn Tage vorher oͤffentlich anzuzeigenden Termine, zu 
dem den Inhabern der gegenwaͤrtigen Obligationen der Zutritt geſtattet iſt. 


F. 8. | 

Die Auszahlung des Nennwerths der 1271 Obligationen erfolgt 
an dem dazu beſtimmten Tage bei der Geſellſchaftskaſſe in Magdeburg an die 
Vorzeiger der Obligationen gegen Rückgabe derſelben und der dazu gehörigen 
noch nicht faͤlligen Zinskupons. Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der 
ausgelooften Obligationen auf, auch wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
vom Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die durch Amortiſation eingelöften Obligationen ſollen in Gegenwart 
weier Notare verbrannt, und daß dies geſchehen, durch die öffentlichen Blätter 
ekannt gemacht werden; die Obligationen aber, die in olge der Ruͤckforde⸗ 
rung oder Kündigung der Inhaber außerhalb der Amortifation eingelöft wer⸗ 
den, iſt die Geſellſchaft ſofort wieder auszugeben befugt. 


Be 

Ruͤckſichtlich der Obligationen, die ausgelooft find und ungeachtet der 

öffentlichen Bekanntmachung nicht binnen ſechs Monaten nach dem Zahlungs⸗ 

termine zur Einloͤſung praͤſentirt werden, tritt das gerichtliche Depofitionsver- 

fahren ein. Es ſollen uͤbrigens bei jeder Bekanntmachung über eine neue 

Amortiſation die Nummern der ſchon früher ausgelooſten, aber noch nicht ab⸗ 
gehobenen Obligationen zugleich mit angezeigt werden. 

(Nr. 3468.) . 99 * H. 10. 


— 724 — 
$. 10, 


Die vorgefchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg, die Magdeburgiſche Zei⸗ 
tung, den Preußiſchen Staats - Anzeiger, die Leipziger Zeitung und die Ham⸗ 
burger Börfenhallenlifte. Sollte eine oder die andere dieſer Zeitungen kuͤnftig 
eingehen, fo wird an deren Stelle, unter Genehmigung des Handels-Miniſte⸗ 
riums, eine andere beſtimmt. 


$. 11. 

Die Inhaber der Prioritäts - Obligationen find zwar befugt, den Gene— 

ee beizuwohnen, aber nicht berechtigt, zu ſtimmen oder 
u waͤhlen. 
: Zur Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige Landesherrliche Privi- 
legium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem 5 Ai In⸗ 
ſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen 
in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats 
zu geben oder Rechten Dritter zu prajudiziren. 

Gegeben Sansſouei, den 5. November 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


A. 


Prioritaͤts-Obligation 


uͤber 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
à 4 Prozent jährliche Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Hoͤhe von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant 
Antheil an dem, in Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den Be- 
ſtimmungen des umſtehenden Privilegii emittirten Kapitale von Einer Million 
neunhundert tauſend Thalern Prioritäts-Obligationen der Magdeburg-Koͤthen⸗ 
Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. a 


Magdeburg, den k— 
Magdeburg-Koͤthen-Halle-⸗Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
. 89 N. N. N. N. | 


Direktoren. 


Zins⸗ 


N ur. Ki u a 


| B. 

Zins⸗Kupon AR ..... Serie zo 
Prioritäts-Obligation W 

Inhaber dieſes Kupons erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe amm 


ee. aus der Kaffe der Magdeburg-Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft Zwei Thaler Preußiſch Kurant ausgezahlt. ö 


Magdeburg, den r 
Magdeburg-Köthen⸗Halle-Leipziger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
(L. S0 N. N. N. N. a 


* * 
Direktoren. 


(Nr. 3469.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, die zuſaͤtzlichen Beſtimmungen zum Statut der Magde— 
burg⸗Koͤthen-Halle- Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft betreffend. Vom 5. 
November 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. | 
Nachdem auf Grund des von der Magdeburg: Köthen- Halle - Leipziger 


Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in der General-Verſammlung vom 22. Juli 1851. ge⸗ 


faßten Beſchluſſes der Ausſchuß und das Direktorium dieſer Geſellſchaft behufs 

tg An ihres von Uns unter dem 13. November 1837. beftätigten Sta⸗ 

tuts (Amtsblatt der Regierung zu Magdeburg vom Jahre 1837. Seite 127.) 

die nachfolgenden zuſaͤtzlichen Beſtimmungen zur Beſtaͤtigung vorgelegt haben: 
„Die Magdeburg-Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft iſt ver: 
pflichtet, 1 dem nach H. 16. des Geſellſchafts⸗Statuts zu bildenden Re⸗ 
ſerve- und Erneuerungsfonds alljaͤhrlich eine Summe zuruͤckzulegen, welche 
ohne Genehmigung des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten nicht weniger als Ein Prozent des geſammten Anlage-Kapi⸗ 
tals, alſo nicht weniger als 60,000 Rthlr., betragen darf. 

Nach Ablauf von zehn Jahren muß ſie, wenn das Beduͤrfniß 
dazu hervortreten ſollte und wenn der Staat es verlangt, jaͤhrlich 
100,000 Rthlr. zu dem gedachten Fonds fließen laſſen; 

ferner: : 
Die von der Magdeburg-Koͤthen-Halle⸗Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft 
beſtimmten Fahrplaͤne unterliegen der Feſtſtellung der Staatsbehoͤrde “. 
ſo wollen Wir zu dieſen zuſaͤtzlichen ä — zu dem Statute der Magde— 
burg⸗Koͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft Unſere Landesherrliche Ge: 
nehmigung hierdurch ertheilen. ’ 
(Nr. 3468-3469.) Die 


— DE 


Die gegenwärtige Urkunde ift durch die Gefeß » Sammlung und das 
Amtsblatt der Regierung zu Magdeburg bekannt zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sansfouci, den 5. November 1851. 


(L. S) Friedrich Wilhelm, 


v. d. Heydt. Simons. 5 


Der das Statut der Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn-Ge⸗ 
ſellſchaft beftätigende Allerhoͤchſte Erlaß vom 13. November 1837. und dieſes 
Statut, ſowie die beiden Allerhoͤchſten Erlaſſe vom 28. März 1840. und 15. 
Januar 1842., nebſt dem zu einem jeden derſelben gc ee Statut⸗Nachtrage, 
ſind hierunten nachrichtlich abgedruckt und lauten wie folgt: 


(3u Nr. 3469. a.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. November 1837., betreffend die Beftätigung 
des Statuts für die Magdeburg - Köthen = Halle = Leipziger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


Al Ihren Bericht vom 16. September d. J. will Ich der Aktien⸗Geſellſchaft, 
welche zum Zweck der Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn von Magde⸗ 
burg über Köthen und Halle auf Leipzig bis & Saͤchſiſchen Grenze unter dem 
Namen: Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗ Leipziger iſenbahn⸗Geſellſchaft, zuſammen⸗ 
getreten iſt, die Rechte einer Korporation hiermit verleihen, und das in der 
wieder anliegenden gerichtlichen Verhandlung vom 6. September d. J. enthal⸗ 
tene Statut dieſer Geſelſſchaft hierdurch beſtaͤtigen, jedoch mit der Maaßgabe, 
daß die nach F. 16. zur Anſammlung eines Reſervefonds jaͤhrlich anzulegende 
Summe in keinem Fall mehr als zwei Prozent des Anlage-Kapitals betragen 
darf. Dabei ſetze Ich aber ausdrücklich feſt, daß die gedachte Geſellſchaft 
allen Beſtimmungen und Bedingungen, welche tiber die Verhältniſſe zum Staat 
und zum Publikum fuͤr die Eiſen ahn= Unternehmungen im Allgemeinen oder 
für das in Rede ſtehende Unternehmen insbeſondere noch 1 ebenſo 
nachzukommen verbunden bleibt, als wenn folche diefer > erleihung und Be⸗ 
ſtaͤti — beigefügt wären, indem Ich zugleich beſtimme, daß zur Feſtſetzung 
der Bahnlinie und des Bauplans fur die obengedachte Eiſenbahn Ihre Ge: 
nehmigung vorbehalten bleiben ſoll. Auch wi Ich, im Anerkenntniſſe der 
Gemeinnuͤtzigkeit des Unternehmens, der mmagecbe ga Röthen: Helle ziger 
Eiſenbahn-Geſellſchaft für die Ausfuͤhrung der Bahn in der feſtzuſetzenden 
Linie, ſowie der dazu gehörigen Anlagen, das Recht: die dazu erforderlichen 
Grundſtuͤcke im Wege der unfreiwilligen Expropriation eigenthuͤmlich zu erwer⸗ 
ben, oder voruͤbergehend zu benutzen, hierdurch in eben dem Maaße und Um⸗ 
fange bewilligen, wie ſolches für die Anlage öffentlicher Kunſtſtraßen geſetzlich 
beſteht, mit der Beſtimmung, daß dieſes Recht nur unter beſonderer * 

er 


Ma 


der Regierungen reſpektive zu Magdeburg und zu Merſeburg ausgeuͤbt wer⸗ 
den darf. 

Die gegenwärtige Verleihung und Beſtaͤtigung, deren Widerruf Ich 
Mir v oehalte, falls das Statut oder eine der ergangenen oder vorbehaltenen 
Beſtimmungen und Bedingungen verletzt oder nicht N wuͤrde, iſt nebſt 
dem Pe durch die Amtsblätter der gedachten beiden egierungen bekannt 
u machen. 
ö Berlin, den 13. November 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanz⸗Miniſter Grafen von Alvensleben. 


Set ant u | 
der Magdeburg -Köthen- Halle- Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Unter dem Namen: 
Magdeburg » Köthen» Halle: Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft 

ift in — — eine Aktien-Geſellſchaft zu dem Zwecke zuſammengetreten, 
eine Eiſenbahn von Magdeburg uͤber Köthen und Halle auf Leipzig bis zur 
Saͤchſiſchen Grenze zu erbauen und zum Transport fuͤr gemeinſchaftliche Rech⸗ 
nung zu benutzen. 

Die Bedingungen, unter welchen dieſes gemeinſchaftliche Unternehmen 
ausgeführt werden ſoll, find nachſtehend feſtgeſetzt und bilden das von den 
Geſellſchafts Mitgliedern vereinbarte Statut. 


Erſter Abſchnitt. 


Fonds der Geſellſchaft. Allgemeine Rechte und Pflichten ihrer 
0 itglieder. 


$. 1. 


Zur Erreichung des Zwecks der Gefellichaft iſt anſchlagsmaͤßig ein Ka⸗ 
pital von 2,300,000 Thaler Preußiſch Kurant erforderlich, welches durch 
23,000 bereits gezeichnete Aktien, jede zu 100 Thaler Preußiſch Kurant, zu⸗ 
ſammengebracht werden ſoll. 


H. 2. 

Die Ausfertigung der Aktien bleibt bis zur Einzahlung des ganzen 
Nennwerths ausgeſetzt. Dagegen iſt für jede Aktie ein mit dem Namen des 
Zeichners verſehener Quittungsbogen ausgegeben, und darauf uber den Empfang 
der bereite, eingezahlten erſten zehn Prozente durch zwei Mitglieder des vor- 
maligen Magdeburgiſchen Eiſenbahn-Comites quittirt worden. A 

(Nr, 3469.) . 


u 


H. 82 
Die uͤbrigen neunzig Thaler werden in Raten von hoͤchſtens zehn Tha— 
lern und in den vom Direktorium (F. 22.) zu beſtimmenden und wenigſtens 
ſechs Wochen vor der jedesmaligen Verfallzeit bekannt zu machenden Friſten 
an die Geſellſchaftskaſſe — und uͤber die erfolgte Zahlung auf den 
betreffenden Quittungsbogen quittirt. 


§. 4. N 
Der Zeichner jeder Aktie iſt für die verſchiedenen Theilzahlungen fo lange 
unbedingt verhaftet, bis vierzig Prozent des Nominalbetrages eingegangen ſind. 
Von dieſer Verhaftung kann derſelbe weder durch Uebertragung feines Anrechts 
auf einen Dritten ſich befreien, noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden. 


$. 5. 

Auch nach e erſten vierzig Prozent bleiben die Aftienzeich- 
ner fuͤr den Ruͤckſtand des Nominalbetrages ſo lange verhaftet, bis ſie durch 
einen Beſchluß der Vertreter der Geſellſchaft von dieſer Verhaftung entbunden 
find. Die diesfaͤllige Beſchlußnahme ſoll baldmoͤglichſt nach geſchehener Einzah⸗ 
lung der erſten vierzig Prozent und ſpaͤteſtens bei Ausſchreibung der naͤchſten 
Rate zur Kenntniß der Intereſſenten gebracht werden. 


H. 6. 


Wenn auf eine Aktie eine der ausgeſchriebenen Theilzahlungen zur Ver⸗ 
fallzeit nicht eingegangen iſt, fo wird der Eigenthuͤmer derſelben vom Direktorium 
Öffentlich aufgefordert, die ausgebliebene Zahlung und außerdem eine Konventional— 
ſtrafe von fünf Thalern Preußiſch Kurant ſpaͤteſtens ſechs Wochen nach dem erſten 
Verfalltage an die Geſellſchaftskaſſe zu entrichten. Wer dieſer Aufforderung, 
nicht vollſtaͤndig und pünktlich Genuͤge leiſtet, verliert dadurch fein Anrecht auf 
die betreffende Aktie, und buͤßt die auf dieſelbe geleiſteten früheren Zahlungen 
ein. Der darüber ausgegebene Quittungsbogen wird demgemäß vom Direkto⸗ 
rium durch eine öffentliche Bekanntmachung für null und nichtig erklaͤrt. Zu⸗ 

leich wird anſtatt dieſer erloſchenen Aktie eine andere Aktie unter einer neuen 
ummer vom Direktorium kreirt und fuͤr dieſelbe ein mit ihrer Nummer ver— 
ſehener neuer Quittungsbogen ausgefertigt. 


H. 7. 


Das weitere Verfahren iſt verſchieden, je nachdem der im H. 6. ange- 
gebene Fall entweder 
a) zu einer Zeit, wo die Zeichner der Aktien ihrer Verhaftung für den Ruͤck— 
ſtand des Nominalbetrages bereits entlaſſen ſind 


oder 
b) vor dieſem Zeitpunkte 
eintritt. 
Im letzteren Falle, alſo, ſo lange die Verhaftung der Aktienzeichner fuͤr 
den Ruͤckſtand des Nominalbetrages fortdauert, wird der Zeichner der nach 


+ * 


—. — 


§. 6. für null und nichtig erklaͤrten Aktie zur Zahlung der ausgebliebenen Rate, 
der davon ſeit dem Verfalltage zu berechnenden Zinſen zu fuͤnf Prozent und 
der geſammten Koſten, aufgefordert und allenfalls gerichtlich angehalten. Leiſtet 
er dieſer Aufforderung nicht ſpaͤteſtens acht Tage nach mpfang derſelben Ge⸗ 
nuͤge, ſo hat er außer den vorſtehend erwaͤhnten Zahlungen noch fuͤr den neun⸗ 
ten und fuͤr jeden folgenden Tag bis zur geſchehenen Zahlung eine Konventio⸗ 
nalſtrafe von einem halben Thaler Preußiſch Kurant zu erlegen. 

Nach Entrichtung dieſer Zahlungen wird ihm das Anrecht auf die nach 
H. 6. neu kreirte Aktie ertheilt und ein mit ſeinem Namen verſehener Quit⸗ 
tungsbogen ausgehaͤndigt, worin nicht nur uͤber die letzte Rate, ſondern auch 
über die früheren Thellzahlungen, ohne daß er dieſelben zu erlegen braucht, 
quittirt iſt. Der Zeichner der erloſchenen Aktie bleibt aber dann fuͤr den Ruͤck⸗ 
ſtand des Nominalbetrages der neuen Aktie in derſelben Art und eben ſo lange 
verhaftet, wie er fuͤr den Ruͤckſtand des Nominalbetrages der von ihm gezeich⸗ 
neten, fuͤr null und nichtig erklaͤrten Aktie verhaftet war. 


H. 8. e 
Wenn hingegen zu der Zeit, wo der im H. 6. erwaͤhnte Fall ein⸗ 
tritt, die Aktienzeichner ihrer Verhaftung bereits entlaſſen ſind, ſo wird das 
Anrecht auf die, nach H. 6. neu kreirte Aktie vom Direktorium fuͤr Rechnung 
der Geſellſchaft beſtmoͤglichſt verkauft und dem Käufer bis zur Aushaͤndigung 
des Aktien⸗Dokuments ein Quittungsbogen ausgefertigt. 


H. 9. 

Das Anrecht auf eine Aktie kann auch vor Ausfertigung des Aktien— 
Dokuments zu jeder Zeit, jedoch unbeſchadet der im F. 4 beſtimmten Verhaf⸗ 
tung des Zeichners der Aktie, von dieſem oder einem ſpaͤtern Erwerber an 
einen Andern abgetreten werden. Eine ſolche Uebertragung wird aber vom 
Direktorium nur dann beachtet, wenn ſie aus dem Quittungsbogen erſichtlich iſt. 


$. 10. 


Wer daher vor erfolgter Aushaͤndigung einer Aktie ſein Anrecht auf 
dieſelbe nachweiſen will, hat den daruͤber ausgefertigten Quittungsbogen zu 
roduziren und außerdem, wenn er nicht der darin benannte erſte Erwerber der 
Aktie iſt, durch eine oder mehrere Ceſſionen oder andere rechtsverbindliche Ur⸗ 
kunden, die auf dem Quittungsbogen ſelbſt geſchrieben oder demſelben anneetirt 
ſein muͤſſen, darzuthun, daß das Anrecht auf die Aktie auf ihn uͤbergegangen iſt. 


K. 1 


Saͤmmtliche Einſchuͤſſe der Aktionaire werden bis zur erfolgten Einzah⸗ 
lung des vollen a der Aktien mit jaͤhrlichen vier pee ver⸗ 
inſet. Die Zinſen der erſten Theilzahlung werden vom 1. Oktober 1836, die 
Sinn jeder ſpaͤteren Rate von dem erſten Tage des auf den Verfalltag zu⸗ 
naͤchſt folgenden Monats ab berechnet. 
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Die Zinfen der zuerſt eingeſchoſſenen vierzig Prozent werden bei der naͤchſt⸗ 
folgenden Theilzahlung dadurch berichtigt, daß ſie von dem Betrage derſelben 
in Abzug kommen, wobei es aber dem Direktorium freiſteht, die zu verguͤten⸗ 
den Zinsſummen angemeſſen abzurunden. Der Betrag der uͤbrigen Zinſen wird 
bei der letzten Theilzahlung in Abzug gebracht. 


$ 13. 
Die Uebertragung des Anrechts auf eine gewiſſe Aktie verleihet zugleich 
ohne Weiteres das Recht auf die Zinſen derſelben. 


$. 14. 

Die Aktien ſelbſt werden nach dem Schema A. ſtempelfrei auf den In⸗ 
haber ausgefertigt und nach Entrichtung der letzten Theilzahlung an die nach 
$. 10. legitimirten rechtmäßigen Beſitzer der betreffenden Quittungsbogen gegen 
Ruͤckgabe derſelben ausgeliefert. 0 

8 $ 15. 


Jeder Aktionair hat als ſolcher nach Verhaͤltniß des von ihm geleifteten 
Einſchuſſes gleichen Antheil am geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt 
der Geſellſchaft, ohne jemals zur Entrichtung eines Zuſchuſſes verbunden zu ſein. 

H. 16, i a 

Wenn die Eiſenbahn vollſtaͤndig beendigt und in Betrieb gefest ift, fo 
wird von dem jährlichen Reinertrage derſelben eine, vom Gefellfchafts -Aus- 
ſchuſſe ($. 22.) zu beſtimmende Summe vorweg abgezogen und zu einem Re⸗ 
ſervefonds geſammelt, der jedoch in ſeinem Geſammtbetrage ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Staats nie die Summe von zwanzig Prozent des Anlagekapitals 
uͤberſchreiten darf. Der jährlich verbleibende Reſt des Freinerttages wird, mit 
Vermeidung unbequemer Bruchtheile, als Dividende unter die Aktionaire ver⸗ 
theilt. Der Betrag der jedesmaligen Dividende und die Zeit ihrer Zahlung 
wird vom Direktorium oͤffentlich bekannt gemacht. 


F. 17. 

Mit jeder Aktie wird eine angemeſſene Anzahl Dividendenſcheine nach 
dem Schema B. ausgegeben, auf welche der Betrag der Dividende alljährlich 
bei der Geſellſchaftskaſfe erhoben werden kann. Sind dieſe Dividendenſcheine 
eingelöft, ſo wird das Direktorium den Aktionairen neue zuſtellen und dies auf 
den Aktien vermerken laſſen. 

| §. 18. 
Durch Einloͤſung der Dividendenſcheine wird die Geſellſchaft von jedem 
dies faͤlligen Anſpruche befreit. b 
H. 19. 

Wenn Dividenden innerhalb vier Jahren, von der Verfallzeit an gerech⸗ 

net, nicht erhoben worden find, fo fallen die der Geſellſchaftskaſfe ger 
20, 


3 
F. 20. 

Verlorene, vernichtete oder ſonſt abhanden gekommene Aktien, Quittungs⸗ 
bogen oder Dividendenſcheine muͤſſen in der fiir andere Urkunden ähnlicher Art 
geſetzlich vorgeſchriebenen Form aufgeboten und amortiſirt werden. 

4 Ma A 


Iſt eine Aktie, ein Quittungsbogen oder ein Dividendenfchein auf dieſe 
Art rechtskraͤftig amortiſirt, ſo wird dem legitimirten Eigenthuͤmer eine andere 
Aktie, ein anderer Quittungsbogen oder ein anderer Dividendenſchein unter einer 
neuen Nummer ertheilt. 


Zweiter Abſchnitt. 


Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung der gemeinſamen 
Angelegenheiten derſelben. 
i $. 22. 1 
Die Geſellſchaft behält ſich vor, über beſonders wichtige Angelegenhei⸗ 
ten in General⸗-Verſammlungen ihrer Mitglieder zu beſchließen. Außerdem 
wird ſie durch einen Ausſchuß vertreten, neben welchem ein Direktorium die 
gemeinſamen Angelegenheiten verwaltet. Die Stadt Magdeburg iſt das Do⸗ 
mizil der Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung. 


A. General-Verſammlungen. 
$. 23. 


In jedem Jahre wird, der Regel nach im Mai, eine General⸗Ver⸗ 
ſammlung der Aktionaire gehalten. Außerordentliche General-Verſammlungen 
werden einberufen, ſo oft es der Ausſchuß fuͤr noͤthig befindet. 


$. 24. 
An den General-Verſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire Theil 
nehmen, die fünf oder mehr Aktien beſitzen. In denſelben haben die Eigen⸗ 


thuoͤmer | ar 
von 5 bis 2 Aktien.. ... 1 Stimme, 


10 Nu erde 2 Stimmen, 
2 25 49 Aug fn. 3 Stimmen, 
„ 50 99 4 Stimmen, 
„100 und mehr Aktien 5 Stimmen. 


Jeder ſtimmfaͤhige Aktionair kann ſich durch einen andern, von ihm mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen . Aktionair vertreten laſſen. Es 
darf jedoch Niemand in der Eigenſchaft als Bevollmaͤchtigter mehr als fuͤnf 
Stimmen abgeben. 

Handlungshaͤuſer können durch ihre Profuraträger vertreten werden, 
auch wenn Letztere nicht ſelbſt Aktionaire ſind. 4 | 
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Die verfaſſungsmaͤßigen Beſchluͤſſe der General-Verſammlungen haben, 
ohne Ruͤckſicht auf die Anzahl der Anweſenden, fuͤr alle Aktionaire verbind⸗ 
liche Kraft. 

H. 25. 


Die ſtimmfaͤhigen Aktionaire werden zur General-Verſammlung durch 
eine, vom Vorſitzenden des Ausſchuſſes mindeſtens drei Wochen vor dem Ter— 
mine zu erlaſſende öffentliche Bekanntmachung eingeladen, die eine kurze An⸗ 
deutung der zum Vortrag in der Verſammlung beſtimmten wichtigeren Ge⸗ 
genſtaͤnde enthalten muß. 6 


H. 26, 


Jeder Aktionair und Bevollmaͤchtigter, der an einer General-Verſamm⸗ 
lung Theil nehmen will, hat ſich ſelbſt und reſp. ſeinen Machtgeber in den 
dazu jedesmal beſonders zu beſtimmenden Tagen im Geſchaͤftslokale des Di⸗ 
rektoriums als Eigenthuͤmer von fuͤnf oder mehr Aktien zu legitimiren und 
erhaͤlt hierauf eine Eintrittskarte, auf welcher die Anzahl der ihm gebuͤhrenden 
Stimmen vermerkt iſt. 


„ 


Die General: Berfammlungen werden von dem Vorſitzenden des Aus— 
ſchuſſes oder deſſen Stellvertreter geleitet. Ueber ihre Verhandlungen und Be⸗ 
ſchluͤſſe wird ein Protokoll aufgenommen und außer dem Protokollfuͤhrer von 
dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes und von drei Aftionairen, welche letztere 
weder zum Ausſchuſſe, noch zum Direktorium, noch zu den Geſellſchaftsbeamten 
gehoͤren duͤrfen, durch Unterſchrift vollzogen. Die Auswahl des Protokollfuͤh— 
rers und der gedachten drei Aktionaire bleibt dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes 
uͤberlaſſen. 

8 H. 28, 


Die Gefchäfte der General⸗Verſammlungen find folgende: 

1) Die Wahl der Ausſchuß⸗ Mitglieder und ihrer Stellvertreter ($. 32.) 
und im Falle des $. 34. deren Remotion. Dieſelben werden durch rela⸗ 
tive Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire gewählt. Im Falle 
einer Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Lehnt ein Aktionair oder 
Stellvertreter die auf ihn gefallene Wahl ab, ſo ruͤckt derjenige ein, der 
nach den Gewaͤhlten die meiſten Stimmen hat. 

na aner bleibt den General⸗Verſammlungen die Beſchlußnahme vor⸗ 

ehalten: 

2) über die Anlage von Zweige und Verbindungs bahnen; 

3) 5 die Vermehrung des Geſellſchaftsfonds durch Emiſſion neuer 

tien; 

4) über die Aufnahme von Darlehnen für Rechnung der Geſellſchaft; 

5) uber Ergänzung oder Abänderung des Statuts; 

6) über Auflöfung der Geſellſchaft; 

7) über alle diejenigen Angelegenheiten der Geſellſchaft, die ihr vom Aus⸗ 
ſchuſſe oder von einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung vorgelegt ee 

ur 
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Zur Guͤltigkeit der unter 2. bis 6. gedachten Beſchluͤſſe der General⸗ 
Verſammlungen iſt die Genehmigung des Staats erforderlich. Auch 
muß in den regelmäßigen jährlichen General⸗Verſammlungen . 

8) der Geſchaͤftsbericht des Direktoriums vorgetragen, 
9) die Rechnung uͤber das vorhergehende Verwaltungs jahr vorgelegt und 
ein gedruckter Abſchluß derſelben unter die Aktionaire vertheilt werden. 


Endlich 
10) gebuͤhrt den General⸗Verſammlungen nach Maaßgabe des F. 42. die 
vorläufige Entſcheidung über ſolche Rechnun $= Erinnerungen des Aus— 
an uͤber welche derſelbe mit dem Direktorium ſich nicht vereinigen 
ann. f 
Die Verhandlungen des Ausſchuſſes muͤſſen in jeder General-Ver⸗ 
ſammlung zur Einſicht der Aktionaire bereit liegen. 


$. 29, 


Wenn einzelne Aktionaire einen Gegenſtand in der General-Verſamm⸗ 
lung zum Vortrag bringen wollen (F. 28. Nr. 7.), fo müffen fie ihr Vor⸗ 
haben, unter ausführlicher Angabe der Motive, mindeſtens zehn Tage vor der 
Verſammlung dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes ſchriftlich anzeigen. 


$. 30. 


Das Direktorium wird von allen Gegenftänden, die in einer General- 
Verſammlung zum Vortrag kommen, wenigſtens fünf Tage vorher durch den 
Vorſitzenden des Ausſchuſſes vollſtaͤndig in Kenntniß geſetzt. 


$ 31. 


In den Fällen des $. 28. entſcheidet in der Regel die abſolute Stim- 
menmehrheit der Anweſenden und im Falle einer Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorſitzenden. Davon findet jedoch 

a) bei der Wahl der Ausſchuß⸗Mitglieder und deren Stellvertreter die im 

H. 28. Nr. 1. beſtimmte Ausnahme und 

b) im Falle des F. 28. Nr. 6. die Abweichung ſtatt, daß die Aufloͤſung 

der Geſellſchaft nur durch Einhelligkeit von zwei Drittheilen der anwe⸗ 
ſenden Stimmen beſchloſſen werden kann. 

Uebrigens bleibt es dem Vorſitzenden uͤberlaſſen, das bei den Abſtim⸗ 
mungen zu beobachtende Verfahren feſtzuſetzen. 


B. Ausſchuß. 
| F. 32. 

Der Ausſchuß beſteht aus vier und zwanzig Aktionairen, von denen minde⸗ 
ſtens achtzehn in Magdeburg wohnen muͤſſen. Die Ausſchuß⸗Mitglieder werden von 
der General⸗Verſammlung auf drei Jahre gewählt. Alljaͤhrlich ſcheidet ein Drit- 
theil derſelben aus, an deſſen Stelle von der naͤchſt vorhergehe 3 
General⸗Verſammlung neue Mitglieder zu waͤhlen ſind. Der Austritt der 
ausſcheidenden und der Eintritt der neu gewaͤhlten Ausſchuß⸗ Mitglieder findet 
x. 3409.) vier⸗ 
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vierzehn Tage nach der Wahl ſtatt. In den erſten beiden Jahren wird das aus⸗ 
ſcheidende Drittheil durch das Loos beſtimmt. Die ausſcheidenden Mitglieder 
des Ausſchuſſes koͤnnen ſofort wieder gewählt werden. Außer den 24 Ausſchuß⸗ 
Mitgliedern werden, unter denſelben Bedingungen und auf dieſelbe Zeit, wie 
letztere, 12 Stellvertreter gewählt, welche beſtimmt find, in Behinderungsfaͤllen 
oder bei dem Abgange einzelner Aus ſchuß⸗Mitglieder deren Stelle einzunehmen. 
Die Stellvertreter muͤſſen in Magdeburg wohnen. 


§. 33. 
Zu Ausſchuß-Mitgliedern oder deren Stellvertretern koͤnnen nicht er⸗ 
waͤhlt werden: l 
a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen; 
b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind, oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben, fo lange fie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen; 
0) Direktoren und andere Geſellſchaftsbeamte. 


H. 34. 


Wenn eines der vorſtehend erwähnten Hinderniſſe ($. 33.) erſt nach 
erfolgter Wahl eintritt, ſo iſt der betreffende Aktionair verbunden, ſofort aus 
dem Ausſchuſſe oder reſp. aus der Reihe der Stellvertreter auszuſcheiden. Im 
Weigerungsfalle kann er durch einen, ohne ſeine Zuziehung gefaßten Beſchluß 
des Ausſchuſſes bis zur nächften General-Verſammlung ſuspendirt und von 
letzterer removirt werden. N 


$. 35, 


In den Fällen, wo es nach H. 32. nöthig ift, werden die Stellvertreter 
jedesmal nach der Zahl der Stimmen einberufen, die ſie bei ihrer Wahl fuͤr 
ſich gehabt haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet uͤber den Rang das Loos. 
Der Einberufene tritt wieder aus, wenn die Behinderung desjenigen Ausſchuß⸗ 
Mitgliedes aufhört, deſſen Stelle er einnahm. Iſt dieſes Ausſchuß⸗Mitglied 
gänzlich ausgeſchieden, jo wird der Stellvertreter anſtatt feiner Ausſchuß⸗Mitglied, 
und behält dieſe Stelle fo lange, wie derjenige, an deſſen Statt er eingetreten 
ift, dieſelbe behalten haben wuͤrde. 


H. 36. 

Jedes Ausſchuß⸗Mitglied und jeder Stellvertreter hat, um ſich als Aktio⸗ 
nair auszuweiſen, bei Antritt ſeines Amtes eine Aktie und, bis zur Ausgabe 
der Aktien⸗Dokumente, einen ihm gehoͤrigen Quittungs bogen bei der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe zu deponiren, welcher ihm nach ſeinem Ausſcheiden zuruͤckgegeben wird. 


H. 37. 


Der Ausſchuß wählt alljährlich, und zwar unmittelbar nach dem Eintritt 
der neugewählten Mitglieder ($. 32.), einen Vorſitzenden und für denſelben 
einen Stellvertreter. 105 
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$. 38. 
Der Ausschuß erhält durch feine Wahl die Vollmacht, die Geſellſchaft 
nach Maaßgabe des Statuts vollſtaͤndig zu vertreten, und mit Ausnahme der 
den General-Verſammlungen der Aktionaire vorbehaltenen Fälle (H. 28.) in 
allen Angelegenheiten verbindende Beſchluͤſſe für die Geſellſchaft zu faſſen. 


| $. 39. 
Insbeſondere hat der Ausſchuß 


1) das Direktorium zu waͤhlen, die Remuneration der Direktoren zu be⸗ 

ei 5 dieſelben nach Befinden aus ihren Stellen zu entfernen 
* * bj 

2) die erforderlichen vom Direktorium zu entwerfenden Verwaltungs-Etats 
feſtzuſetzen und 

3) die Wahl der im F. 70. genannten drei Geſellſchaftsbeamten, nach 
vorgaͤngiger Prüfung der Qualifikation derfelben, zu beftätigen. 

Ferner iſt die Genehmigung des Ausſchuſſes noeh 

4) zu wefentlichen ane von der genehmigten Bahnlinie, oder von 
den in dem genehmigten Bauplane angenommenen Konſtruktionen; 

5) zur Anlage eines zweiten Bahngeleiſes; 

6) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahngelder und der für den Transport 
von Perſonen oder Sachen zu entrichtenden Saͤtze; 

7) zu den mit den betreffenden Poſt-Verwaltungsbehörden etwa abzu⸗ 
ſchließenden Vertraͤgen; 

80 au Uebernahme des Transportbetriebes auf andern Eiſenbahnen fuͤr 

echnung der Geſellſchaft und zur Abſchließung dies faͤlliger Vertraͤge 

mit andern Eiſenbahn⸗Geſellſchaften; N 

9) zu jeder Verwendung, wodurch der Reſervefonds angegriffen und ver⸗ 
mindert wird. 


ur Gultigkeit der unter 4. bis 6. gedachten Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes 
iſt die ee, des Staats erforderlich. 


H. 40. 


Ein Hauptgeſchaͤft des Ausſchuſſes iſt eine Kontrolle der Verwaltung. 
Er kann deshalb jederzeit Einſicht in die Buͤcher, Akten und Korreſpondenzen 
des Direktoriums verlangen. Auch muß ihm daſſelbe alle drei Monate einen 
Geſchaͤftsbericht erſtatten, und außerdem auf Erfordern uͤber jeden Verwal⸗ 
tungsgegenſtand die noͤthige Auskunft und Nachweiſung ertheilen. 


H. 41. 

Der Ausſchuß wird zur beſtaͤndigen Kontrollirung und Reviſion der 
Buͤcher des Direktoriums einen beſonderen, angemeſſen remunerirten Reviſor 
beſtellen, welcher zugleich die Buͤreaugeſchaͤfte des Ausſchuſſes beſorgen und in 
den Konferenzen deſſelben das Protokoll führen muß. 

Gr 3469.) §. 42. 
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. H. 42. 

Die Jahresrechnungen des Direktoriums werden vom Ausſchuſſe ge⸗ 
prüft, monirt und nach Erledigung der Erinnerungen dechargirt. Entſtehen 
dabei Differenzen zwiſchen dem Ausſchuſſe und dem Direktorium, jo find die⸗ 
ſelben zuvoͤrderſt der naͤchſten General-Verſammlung der Aktionaire zur Be⸗ 
ſchlußnahme vorzulegen. Regreßanſpruͤche gegen die Mitglieder des Direkto⸗ 

riums koͤnnen jedoch nur im gewoͤhnlichen Rechtswege geltend gemacht werden. 


$. 43. 


Der Ausſchuß verſammelt ſich, ſo oft er vom Vorſitzenden oder in Be⸗ 
hinderungsfaͤllen von deſſen Stellvertreter einberufen wird. Dies muß allemal 
geſchehen, wenn mindeſtens drei Ausſchuß-Mitglieder darauf antragen. 


$. 44. 


Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ladet die Ausſchuß-Mitglieder 
ſchriftlich zu den Verſammlungen ein und bezeichnet dabei die zur Berathung 
beſtimmten wichtigeren Gegenſtaͤnde. Wer zu erſcheinen behindert iſt, muß dies 
dem Vorſitzenden zeitig vor der Verſammlung unter Angabe der Hinderungs— 
gruͤnde anzeigen. 

H. 43. 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes ſind nur dann guͤltig, wenn mindeſtens 
zwölf Mitglieder oder Stellvertreter, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreters, anweſend waren. 


$. 46, 


Die Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes werden durch abſolute Stimmenmehrheit 
der Anweſenden gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

H. 47. 


Auch zu den dem Aus ſchuſſe ie Wahlen ift abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit erforderlich. Ergiebt ſich dieſelbe nicht fogleich bei der erften Abſtim⸗ 
mung, ſo ſind diejenigen beiden, welche die meiſten Stimmen haben, auf 
eine engere Wahl zu bringen. Wenn bei der erſten „ e die meiſten 
Stimmen auf mehr als ng Perſonen gefallen find, fo kommen dieſelben alle 
auf die engere Wahl. Bei jeder engeren Wahl hat, wenn nicht eine ungerade 
Zahl von Ausſchuß-Mitgliedern anweſend ift, der Vorſitzende zwei Stimmen ab: 
zugeben. Bei allen dem Ausſchuſſe obliegenden Wahlen, ſowie bei Beſchluß⸗ 
nahmen über die Entfernung von Direktoren (F. 53.), tritt geheime Abſtimmung 
ein. Im Uebrigen hängt das bei den Abſtimmungen des Ausſchuſſes zu be⸗ 
obachtende Verfahren von dem Ermeſſen des Vorſitzenden ab. 


H. 48. 


Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes wird jedes Mal 
entweder ſofort in der Verſammlung oder unmittelbar nach eng 55 
elben 


S 


ſelben ein Protokoll aufgenommen und von dem Vorſitzenden und mindeſtens 
drei anderen Ausſchuß⸗Mitgliedern unterſchrieben. 8 


C. Direktorium. 


H. 49. 


Das Direktorium beſteht aus ſechs Mitgliedern, von denen das eine Bau— 
verſtaͤndiger, und ein zweites Juriſt fein muß. Es ſteht jedoch dem Ausſchuſſe 
jederzeit frei, die Zahl der Direktoren zu vermehren oder zu vermindern. 


$. 50. i 


Die Direktoren werden vom Ausſchuſſe auf drei Jahre gewaͤhlt. Von 
den zuerſt Gewaͤhlten ſcheiden jedoch zwei nach Ablauf Eines Jahres und zwei 
andere nach Ablauf zweier Jahre aus. Die Reihefolge dieſes Ausſcheidens wird 
durch das Loos beſtimmt. Jeder Ausſcheidende kann ſofort wieder gewaͤhlt 
werden. 

| F. 51. 
Zu Direktoren koͤnnen nicht gewaͤhlt werden: 
a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen; 
b) Perſonen, welche in Konkurs verſunken find, oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben, jo lange fie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen; auch koͤnnen 
c) Theilhaber einer und derſelben Handlung nicht zu gleicher Zeit Mitglie⸗ 
der des Direktoriums ſein. f 
582. 1 

Tritt einer der vorſtehend (§. 51.) erwähnten Fälle ein, fo erliſcht die 
getroffene Wahl und der betreffende Direktor iſt verbunden, fein Amt ſofort 
niederzulegen. Im Weigerungsfalle kann er durch einen, ohne ſeine Zuziehung 
gefaßten Beſchluß des Direktoriums ſuspendirt und demnaͤchſt vom Ausſchuſſe 
removirt werden. f a 


H. 53. 


Die Direktoren ſind jederzeit verpflichtet, ihr Amt niederzulegen, wenn 
es der Ausſchuß verlangt. Sie ſind dagegen auch berechtigt, vier Wochen nach 
‚vorgängiger Kuͤndigung aus dem Direktorium auszuſcheiden. In dieſen, ſowie 
in ſonſtigen außergewoͤhnlichen Vakanzfaͤllen, hat der Ausſchuß ſofort eine neue 
Wahl zu veranſtalten. 


. H. 54. 
Jeder Direktor muß bei Antritt feines Amtes zehn Aktien und, bis zur 
Ausgabe der Aftien-Dofumente, zehn ihm gehörige Quittungsbogen bei der Ge- 
ſellſchaftskaſſe deponiren, welche ihm nach ſeinem Austritte aus dem Direkto⸗ 
rium zuruͤckgegeben werden. { 
Jahrgang 1851. (Nr. 3469.) N 101 H. 35. 
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$. 55. | 
Die Mitglieder des Direktoriums müffen während ihrer Amtsdauer in 
Magdeburg wohnen. 
§. 36. a 
Der Ausſchuß wählt alljaͤhrlich einen Vorſitzenden des Direktoriums und 
fuͤr denſelben einen Stellvertreter: Dieſe Wahlen ſind oͤffentlich bekannt zu 
machen. N 
$. 57. 
Das Direktorium iſt die ausfuͤhrende Behörde der Geſellſchaft. Es iſt 
als ſolche berufen, alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, nach Maaßgabe des 


Statuts, zu verwalten. Insbeſondere hat es die derſelben gehoͤrigen Gelder 


einzunehmen, aufzubewahren und darüber zum Beſten der Geſellſchaft zu ver⸗ 
fügen. Muͤßige Kaſſenbeſtaͤnde kann es durch Ausleihen gegen vollſtaͤndige 
Pfandſicherheit, durch Ankauf von Bahnaktien, ſobald dieſelben ausgegeben ſind 
($. 14.), oder bei der Bank zinsbar belegen. Es hat ferner die zur Erreichung 
des Geſellſchaftszweckes erforderlichen Grundſtuͤcke im Namen der Geſellſchaft 
zu erwerben und fuͤr die Erbauung der Eiſenbahn nach dem vom Ausſchuſſe 
genehmigten Plane, ſowie für die Errichtung, Anſchaffung und Unterhaltung 
aller dazu noͤthigen Gebäude, Utenfilien und Werkſtaͤtten, imgleichen für den 
Transportbetrieb auf der Bahn, zu ſorgen. 9 


$. 58. 


Nach außen wird die Geſellſchaft durch das Direktorium vertreten. Es 
hat daher alle Verhandlungen mit Behoͤrden zu beſorgen, und iſt befugt, im 
Namen der Geſellſchaft Vertraͤge jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche mit 
dritten Perſonen, abzuſchließen, Rechte der Geſellſchaft zu cediren, darauf Ver⸗ 
zicht zu leiſten, Quittungen und Loͤſchungs-Konſenſe zu ertheilen, Prozeſſe zu 
fuͤhren, die Entſcheidung von Streitigkeiten ſchiedsrichterlichen Aus ſpruͤchen zu 
unterwerfen, Eide zu erlaſſen, fuͤr geſchworen anzunehmen oder Namens der 
Geſellſchaft zu leiſten und die Ausübung aller dieſer Befugniſſe anderen Perſo⸗ 
nen zu uͤbertragen. Alles, was das Direktorium auf eine an ſich rechts uͤltige 
Weiſe mit dritten Perſonen Namens der Geſellſchaft verhandelt, iſt fuͤr die— 
ſelbe verbindlich. 


$. 39. 


Auch in den in den $$. 57. und 58. nicht ausdrücklich erwaͤhnten Faͤllen iſt 


das Direktorium berechtigt und verpflichtet, alle Maaßregeln, die ſeiner gewiſ⸗ 


ſenhaften Ueberzeugung zufolge zur Erreichung der Geſellſchaftszwecke, nament⸗ 


lich zur moͤglichſt vortheilhaften Erbauung, Einrichtung und Benutzung der 
Eiſenbahn nothwendig oder foͤrderlich ſind, zu beſchließen und auszufuͤhren. 


H. 60. 
In allen dieſen Angelegenheiten handelt es, der Regel nach, frei und 


ſelbſtſtaͤndig und hat lediglich ſeiner beſten Ueberzeugung zu folgen. Nur in 
; den 


. 


* 
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den Fällen, in denen die Entſcheidung nach ausdruͤcklicher Beſtimmung des 
Statuts der General⸗-Verſammlung oder dem Ausſchuſſe vorbehalten iſt, muß 


das Direktorium die Beſchlußnahme derſelben einholen. Außerdem iſt es auch 


verpflichtet, alle ſonſtigen Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes ohne Ausnahme zu befol⸗ 
gen, ſofern dieſelben nicht Angelegenheiten zum Gegenſtande haben, welche nach 
el der Entſcheidung der General-Verſammlung ausdrücklich vorbehal- 
ten ſind. f 


H. 61. 


Die Konferenzen des Direktoriums werden von dem Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreter geleitet. In Behinderungsfaͤllen wird dieſe Function von 
dem Vorſitzenden interimiſtiſch einem anderen Direktor uͤbertragen. 


H. 62. 

Das Direktorium kann nur dann gültige Beſchluͤſſe faſſen, wenn minde— 
ſtens die Haͤlfte der Mitglieder anweſend iſt. Die Beſchluͤſſe werden nach 
Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

$. 63. a 5 

Der Vorſitzende ift befugt, Beſchluͤſſe des Direktoriums, die er nicht fir 
zweckmaͤßig halt, auf ſeine Verantwortlichkeit zu ſuspendiren. Er muß jedoch 
alle ſolche Fälle unverzüglich dem Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorlegen. 


F. 64. 

Auch wenn bei Beſchlußnahmen uͤber baulich⸗techniſche Gegenſtaͤnde die 
Stimme des Bauverſtaͤndigen, oder bei Beſchlußnahmen über juriſtiiſche Gegen⸗ 
ſtaͤnde die Stimme des rechtsverſtaͤndigen Mitgliedes des Direktoriums von dem 
gefaßten Beſchluſſe abweicht, muß in allen nicht ſchleunigen Fällen die ſtreitige 

rage dem Ausſchuſſe zur Entſcheidung vorgelegt werden. 


a H. 65. 

Der Vorſitzende iſt befugt, diejenigen Sachen, die nach ſeinem pflicht⸗ 
maͤßigen Ermeſſen zweifellos ſind und deshalb eines kollegialiſchen Beſchluſſes 
nicht beduͤrfen, allein und ohne Zuziehung der uͤbrigen Direktoren zu erledigen 
oder durch die Geſellſchaftsbeamten erledigen zu laſſen. Daſſelbe gilt von allen 
Sachen, die ohne Nachtheil fuͤr die Verwaltung nicht bis zu einer Zuſammen⸗ 
kunft des Direktoriums aufgeſchoben werden duͤrfen. In Faͤllen der letzteren 
Art iſt jedoch das Direktorium nachtraͤglich von der getroffenen Verfuͤgung in 
Kenntniß zu ſetzen und kann dieſelbe ſodann abaͤndern. 


§. 66. 
Alle Erlaſſe und Ausfertigungen des Direktoriums werden von dem Vor⸗ 


ſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 
(Nr, 3469.) 101 * H. 67. 


al * l Wenn 7 a Lk a re ie 
” 5 


A Wupper. 

Die Direktoren ſind der Geſellſchaft nur fuͤr ſolche Beſchluͤſſe und Hand⸗ 
lungen, welche dem Statute zuwiderlaufen, ſowie für boͤſen Willen oder grobe 
Nachlaͤſſigkeit, verantwortlich. In einem ſolchen Falle haften alle Direktoren, 
die an dem Beſchluſſe oder an der Handlung Theil genommen und nicht ihren 
Widerſpruch ausdruͤcklich erklaͤrt haben, ſolidariſch. Für eigenmaͤchtige Hand⸗ 


lungen eines einzelnen Direktors haftet dieſer allein. 


$. 68. 

Das Direktorium laͤßt fuͤr jedes Kalenderjahr die Buͤcher abſchließen 
und eine uͤberſichtliche Jahresrechnung nebſt einem kurzen Abſchluſſe anfertigen, 
welche es mit den noͤthigen Belaͤgen dem Ausſchuſſe bis zum 1. Maͤrz zur 
Prüfung (F. 42.) vorlegt. 


$. 69. 


Dem Vorſitzenden und den Mitgliedern des Direktoriums wird für ihre 
Muͤhewaltung eine angemeſſene jährliche Verguͤtung vom Ausſchuſſe ausgeſetzt. 


$. 70. 


Das Direktorium hat die zur Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe erforderlichen 
Geſellſchaftsbeamten nach Maaßgabe und innerhalb der Grenzen des vom 
Ausſchuſſe feſtgeſetzten Etats anzuſtellen, mit Inſtruktionen zu verſehen, und 
dem Befinden nach wieder zu entlaſſen. Es iſt bei der Wahl derſelben, der 
Regel nach, nicht beſchraͤnkt. Nur zu der Wahl 

a) des Ober⸗Ingenieurs, der die techniſche Leitung des Baues und die tech— 
niſche Aufſicht uͤber die Bahn und den Betrieb auf derſelben, 
b) des Bevollmaͤchtigten, der die adminiſtrative Geſchaͤftsfuͤhrung, 
c) 155 9 der die Kaſſen-, Buch- und Rechnungsfuͤhrung zu be— 
orgen hat, 
muß das Direktorium die Sade des Ausſchuſſes einholen. 
ö Die Feſtſetzung der Verhältniffe derjenigen Geſellſchaftsbeamten, welche 
zur Handhabung der Polizei auf der Bahn beſtellt werden, bedarf der Geneh— 
migung des Staats. | 


Dritter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


7 H. TE; 


Alle an die Aktionaire, an unbekannte Eigenthuͤmer einzelner Aktien oder 
an andere unbekannte Intereſſenten gerichtete Einladungen oder Bekanntmachun⸗ 
gen in Angelegenheiten der Geſellſchaft werden in die Magdeburger Zeitung, 
in die Preußiſche Staatszeitung, in die Leipziger Zeitung und in die Hambur⸗ 
ger Boͤrſenhallenliſte eingerückt. Iſt dies geſchehen, ſo kann ſich Niemand 

mit 


. 
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mit der Ausflucht ſchuͤtzen, daß ihm der Inhalt des Erlaſſes nicht bekannt ge⸗ 
worden ſei. f 


. 72. 


Streitigkeiten, welche in Eiſenbahn-Angelegenheiten über gegenſeitige 
Rechte und Verbindlichkeiten zwiſchen einzelnen Aktionairen unter einander oder 
zwiſchen der Geſellſchaft und einzelnen ihrer Mitglieder entſtehen, duͤrfen, mit 
Ausnahme der Hh. 7. 20. und 42. erwähnten Fälle, nur durch ein ſchiedsrich⸗ 
terliches Verfahren geſchlichtet werden. Auch bei Streitigkeiten, die in Eiſen⸗ 
bahn- Angelegenheiten zwiſchen Nicht-Aktionalren einerſeits und einzelnen Aktio⸗ 
namen oder der Geſellſchaft andererſeits entſtehen, können ſich die letzteren einem 
ſchiedsrichterlichen Verfahren nicht entziehen. ö 

Das Direktorium hat das ſchiedsrichterliche Verfahren einzuleiten, ſobald 
einer der ſtreitenden Theile darauf antraͤgt. Es ertheilt beiden Parteien eine 
Friſt zur Wahl von zwei Schiedsrichtern. Von jeder Partei wird einer der- 
ſelben gewaͤhlt. Wenn eine Partei in der ihr geſtellten Friſt dem Direktorium 
einen von ihr gewaͤhlten Schiedsrichter nicht namhaft macht, ſo wird derſelbe 
vom Direktorium ernannt. Beide Schiedsrichter wählen gemeinſchaftlich einen 

Dritten als Obmann. Die Schiedsrichter muͤſſen fämmtlich in Magdeburg 
wohnen. Die Parteien legen ihnen den ſtreitigen Fall unter Beifuͤgung der 

erforderlichen Dokumente ſchriftlich vor und die Schiedsrichter entſcheiden dar⸗ 
uͤber nach Stimmenmehrheit. 
Die Beſtimmung der Mittel, durch welche ſie ſich Ueberzeugung von 
1 — Be Sachverhaͤltniß verſchaffen wollen, bleibt lediglich ihrem Ermeſſen 
uͤberlaſſen. f 
a Ein Rechtsmittel findet gegen den Ausſpruch der Schiedsrichter unter 
keinem Vorwande ſtatt. Die Vollſtreckung der ſchiedsrichterlichen Urtheile 
bleibt dem ordentlichen Richter vorbehalten. 

Weigert ſich ein Aktionair, den Beſtimmungen dieſes Paragraphen Folge 
zu leiſten, ſo werden alle thatſaͤchlichen Behauptungen der Gegenpartei fuͤr 
wahr angenommen und hiernach das ſchiedsrichterliche Urtheil gefaͤllt. 


§. 73. 


Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer eigends dazu berufe- 
nen General-Verſammlung der Aktionaire beſchloſſen werden. Wird die Auf⸗ 
loſung der Geſellſchaft auf dieſe Weiſe beſchloſſen, ſo hat das Direktorium in 
Uebereinſtimmung mit dem Ausſchuſſe das geſammte Eigenthum der Geſellſchaft 
moͤglichſt vortheilhaft zu veraͤußern und den Erlös nach Abzug aller, vorher 
gehörig feſtzuſtellenden und zu bezahlenden Schulden auf ſaͤmmtliche Aktien 
gleichmaͤßig zu vertheilen. 


— 


(Nr. 3469.) A. 


100 Thaler in Preuß. Kurant. 


M, ie 


der 
Magdeburg⸗Köthen⸗Halle⸗ Leipziger Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaſſe der Magdeburg⸗Koͤthen-Halle⸗ 
Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft Hundert Thaler Preuß. Kurant baar einge: 
zahlt und nimmt nach Höhe dieſes Betrages und in Gemaͤßheit des am .. ten 
er nen von Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen beſtaͤtigten 
Statuts verhaͤltnißmaͤßigen Theil an dem geſammten Eigenthum, Gewinn und 
Verluſt der Geſellſchaft. 

Magdeburg, den enn... 


Magdeburg - Köthen - Halle: Leipziger Eiſenbahn ⸗Geſellſchaft. 
g N. 


(L. „ NN, * 
Direktoren. 


m. | | 
Aktie W Dividendenſchein 1 Verw. Jahr 18. 


Inhaber dieſes Scheines erhält gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe 
der Magdebur, ⸗Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft diejenige Divi⸗ 
dende ausgezahlt, die von dem Rein⸗Ertrage des Verwaltun sjahres 18. 


auf die Aktie . fallen und deren Betrag nebſt der erfallzeit vom 
Direktorium ſtatutenmaͤßig bekannt gemacht werden wird. 
Magdeburg, den nnn. 
Magdeburg⸗Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
N (I. S.) N. N. N. N. 
Direktoren. 


Bemerkung. Gegenwaͤrtiger Dividendenſchein wird nach H. 19. des Statuts unguͤltig, 
wenn die darauf zu erhebende Dividende innerhalb vier Jahren nach der 
öffentlich bekannt gemachten Verfallzeit nicht erhoben worden. 


Zu 


* 


Gu Nr. 3469 b.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. März 1840., betreffend die Erhöhung des Aktien— 
Kapitals der Magdeburg⸗Koͤthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft um 
700,000 Rthlr. und die Beſtaͤtigung des Nachtrags zum Statute dieſer 
Geſellſchaft. 


Au Ihren Bericht vom 11. d. Mts. genehmige Ich nach dem von Ihnen 
bevorworteten Antrage der Magdeburg = Köthen - Halle: Leipziger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft, daß außer dem urſpruͤnglich feſtgeſetzten Aktien⸗Kapital von 
2,300,000 Rthlr. noch anderweitig 700,000 Rthlr. Aktien für das Unterneh⸗ 
men der genannten Geſellſchaft ausgegeben werden. Zugleich ertheile Ich dem. 
laut der anliegenden Verhandlung vom 27. Februar d. J. von der General⸗ 
Verſammlung der Aktionaire angenommenen Nachtrage zu dem unterm 
13. November 1837. von Mir Fonfirmirten Statute hierdurch Meine Beftäti- 
gung, jedoch hinſichtlich der den neu auszugebenden Aktien uͤber 700,000 Rthlr. 
e Vorrechte und Bedingungen mit Vorbehalt der Rechte jedes 
ritten. 1 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Amts— 
blätter der Regierungen zu Magdeburg und Merſeburg bekannt zu machen. 
Berlin, den 28. Maͤrz 1840. 


a Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Finanz⸗Miniſter Grafen von Alvensleben. 


Nachtrag 
zum Statut der Magdeburg⸗Köthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft. 


Plan und Bedingungen der Verausgabung von Siebentau ſend 
Stuͤck Prioritaͤts-Aktien der Magdeburg: Köthen-Halle-Leipzi⸗ 
ger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

Ki. 

Das Geſellſchafts⸗-Kapital von 2,300,000 Rthlrn. ſoll durch Ausgabe 


von 7000 Stuck Prioritaͤts⸗Aktien, jede zu 100 Rthlr., unter den Bedingungen 
der nachfolgenden Paragraphen, um noch 700,000 Rthlr. vermehrt werden. 


H. 2. 5 
Die Prioritaͤts⸗Aktien werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 7000 
gegen fofortige Einzahlung ihres vollen Nennwerthbetrages nach dem unter A. 
Gr. 3469,) ’ ans 
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anliegenden Schema auf farbigem Papier ausgegeben, und erhalten Zinskupons 
nach dem beigefuͤgten Muſter B. zu je vier und vier Jahren. Auf der Ruͤckſeite 
der Aktien wird der gegenwaͤrtige Nachtrag des Statuts abgedruckt. 


§. 3. a 
Die Prioritaͤts⸗Aktien werden mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet und die 
Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres 
gezahlt. An den Dividenden nehmen diefe Prioritaͤts⸗Aktien keinen Theil. Da⸗ 
gegen erhalten ſie fuͤr die ihnen zugeſicherten vier Prozent Zinſen das Vorrecht 
vor allen uͤbrigen bereits vorhandenen Aktien dergeſtalt, daß die Zinſen der 
erſteren bei der jährlichen Einnahme vor den Dividenden der aͤlteren Aktien in 
Abzug gebracht werden. Auch den Kapitalien der Prioritaͤts⸗Aktien ſteht daf- 
ſelbe Vorzugsrecht vor den Kapitalien der älteren Aktien zu. 


H. 4. { 

Die Prioritäts = Aktien unterliegen der Amortiſation und es wird fuͤr 
dieſe alljährlich die Summe von 10,500 Kthlrn., unter Zuſchlag der durch die 
eingelöften Aktien erſparten Zinſen und etwaniger Zinfes= Zinsen, aus dem Er⸗ 

trage des Eiſenbahn-Unternehmens verwendet. Die Zuruͤckzahlung der zu 

amortiſirenden Aktien erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zuerſt im Jahre 1841. 

Es bleibt jedoch der General-Verſammlung der Eiſenbahn-Geſellſchaft vorbe— 

halten, mit Genehmigung der Staats⸗Verwaltung den Amortiſationsfonds zu 

verſtaͤrken und ſo die Tilgung der Prioritaͤts-Aktien zu beſchleunigen. Auch 
ſteht der Eiſenbahn-Geſellſchaft das Recht zu, auger ald des Amortiſations— 

Verfahrens, unter Genehmigung der Staats-Verwaltung, ſaͤmmtliche Aktien 

der gegenwärtigen Emittirung durch die öffentlichen Blätter zu kuͤndigen und 

durch Zahlung des Nennwerthes einzuloͤſen. 5 

Ueber die Amortiſation muß dem fuͤr das Eiſenbahn-Unternehmen be- 
ſtellten Koͤniglichen Kommiſſarius alljaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt werden. 


§. 5. 

Obgleich die Inhaber der Prioritaͤts⸗-Aktien, als ſolche, Mitglieder der 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft find, fo ſollen fie doch in folgenden Fällen den Nenn— 
werth dieſer Aktien, unter Ausſcheidung aus der Geſellſchaft, von derſelben zu= 
ruͤckzufordern berechtigt ſein: — 

a) 11 ein Zinszahlungs-Termin laͤnger als drei Monate unberichtigt 

eibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 
als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 

c) wenn gegen die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Schulden halber Exekution voll— 
ſtreckt wird; 

d) wenn Umſtande eintreten, die einen Gläubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden; f 

e) wenn die im H. 4. feſtgeſetzte Amortiſation der Prioritaͤts-Aktien nicht 
inne gehalten wird. 

In 


. 
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In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Fälle eintritt, zu⸗ 
ruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins⸗ 
kupons; zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetrie⸗ 
bes; zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution; zu 
d. bis a Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtande aufgehoͤrt haben. 

„In dem sub ue. vorgeſehenen Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Aktie von 
dieſem Ruͤndigungsrechte nur innerhalb drei Monaten von dem Tage ab Ge⸗ 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte erfolgen 
ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts treten die 
Aktien⸗Inhaber in das Verhaͤltniß von Glaͤubigern gegen die Geſellſchaft und 
iſt ihnen in dieſer Beziehung das geſammte bewegliche und unbewegliche Ver⸗ 
moͤgen der Geſellſchaft verpfaͤndet. 5 


H. 6. 1 f 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts⸗Aktien eingelöft oder 
der Einloͤſungs⸗Geldbetrag doch gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft, 
mit Ausnahme 

a) der längs der Bahnlinie neben der Bahn belegenen, zum Betrieb nicht 
benutzbaren, bei der Expropriation und reſp. dem Baus erworbenen klei⸗ 
nen Ackerſtuͤcke, 0 1 ser 

b) . in Theile der Bahnhoͤfe bei Buckau, Schoͤnebeck, Koͤthen 
und Halle, 

keines ihrer Grundſtuͤcke veraͤußern, auch eine weitere Aktien⸗Emittirung ſo we⸗ 
nig als ein Anlehngeſchaͤft unternehmen, es müßte fein, daß den Aktien der 
jetzigen Emittirung für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner aus⸗ 


zugebenden Aktien oder auszuſtellenden Schuldſcheinen reſervirt und geſichert wird. 


$. 7. ö 
Die Nummern der nach der Beſtimmung des F. 4. zu amortiſirenden 
Aktien werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate 
vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 
8 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts⸗Direktorium, in Gegen⸗ 
wart zweier gerichtlichen Notare, in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der gegenwaͤrtigen 


Aktien der Zutritt geſtattet iſt. 


1 $. 9. RE 
Die Auszahlung der ausgelooſten Aktien erfolgt an dem dazu beſtimm⸗ 


ten zn in Magdeburg von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominalwerthe 


an die Vorzeiger der Aktien, gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage 
hört die Verzinſung der ausgelooften Aktien auf. Mit letzteren ſind zugleich 
die ausgereichten, noch nicht fälligen Zinskupons einzuliefern. Geſchieht dies 
Jahrgang 1851, (Nr. 3469.) 102 0 nicht, 


„ 


nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt 
und zur en der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Aktien ſollen in Gegenwart 
zweier re Notare verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die öffent: 
lichen Blätter bekannt gemacht werden. Ri 

Die Aktien aber, welche in Folge der Ruͤckforderung oder Kuͤndigung 
der Inhaber außerhalb der Amortifation eingeloͤſt werden, kann die Geſellſchaft 
ſogleich wieder verausgaben. ö 


5 $. 10, 

Ruͤckſichtlich der Aktien, welche ausgelooſt ſind, und der Bekanntmachung 
durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet, nicht binnen ſechs Monaten nach dem 
Zahlungstermine zur Einloͤſung prafentirt werden, tritt das gerichtliche Depo⸗ 
fitionsverfahren ein. — Es ſollen uͤbrigens bei jeder neuen Amortiſation ſaͤmmt⸗ 
liche ſchon fruͤher ausgelooſte und noch nicht abgehobene Aktien zu gleicher 
Zeit mit bekannt gemacht werden. 


Nu 

Die in den Hh. 4. 7. 8. 9. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg, 
durch die Magdeburgiſche Zeitung, durch die Preußiſche Staats⸗Zeitung, Leip⸗ 
ziger Zeitung und die Hamburger Boͤtſenhallenliſte. ; 

5 $. 12, 

Die Inhaber der Privritäts - Aktien find zwar berechtigt, an den 
General⸗Verſammlungen Theil zu nehmen, find aber weder ſtimm- noch 
wahlfaͤhig. N 

N $. 13. 

Alle durch den gegenwärtigen Nachtrag nicht geänderten Beſtimmungen 
des Geſellſchafts-Statutes vom 13. November 1837. finden auch auf die ge⸗ 
genwaͤrtig zu emittirenden Prioritaͤts-Aktien Anwendung. 


Schema 


N a ul En > m N a a nahe Ad Aa . 
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Schema A. 
1 Prioritäts-Aktie 
der N 


* 
Magdeburg⸗Köthen-Halle Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft 


à 4 Prozent jährliche Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Höhe von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant 
Antheil an dem in Gemaͤßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den Be⸗ 
ſtimmungen des umſtehenden Statuten-Nachtrages emittirten Kapitale von 
Siebenhunderttauſend Thalern Prioritaͤts-Aktien der Magdeburg-Koͤthen-Halle⸗ 
Leipziger Eiſenbahn⸗-Geſellſchaft. a 


Magdeburg, den n 184. 
Magdeburg-Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(J. S.) N. N. N. N. 
| Direftoren. 
84. 


Prioritäts⸗Aktie A e Serie I 1. Zinskupon A 1. 


— 


Inhaber dieſes Kupons erhält gegen deſſen Rückgabe am An Januar 
1841. aus der, Kaſſe der Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗ Leipziger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft Zwei Thaler Preuß. Kurant ausgezahlt. 

Magdeburg, den kn 184. 


Magdeburg⸗Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(L. S.) N. N. N. N. 
a Direktoren. 


(Nr. 3469.) f 102˙* Gu 
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(Zu Nr. 3469 c.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Januar 1842., betreffend die Vermehrung des Ge⸗ 
. ſfellſchafts⸗Kapitals der Magdeburg⸗Koͤthen-Halle⸗veipziger Eiſenbahn-Ge⸗ 


fellfchaft um 1,100,000 Rthlr. und die Beſtaͤtigung des ferneren Nachtrags 
zum Statute dieſer Geſellſchaft. i 


* 
Nachdem die Magdeburg⸗Koͤthen⸗Halle⸗Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft in der 
General⸗Verſammlung vom 15. Dezember v. J. die Vermehrung des Geſell— 
ſchafts⸗Kapitals um 1,100,000 Rthlr. durch Ausgabe anderweiter ſogenann⸗ 
ter Prioritaͤts-Aktien beſchloſſen hat, will Ich dieſe Vermehrung des nach der 
Ordre vom 28. März 1840, auf 3,000,000 Rthlr. erhöhten Aktien-Kapitals 
nach Ihrem Antrage vom 7. d. Mts. hiermit genehmigen, und den von der 
General⸗Verſammlung der Aftionaire angenommenen hier angeſchloſſenen ferne- 
ren Nachtrag zu dem unterm 13. November 1837. konfirmirten Statute, mit 
Vorbehalt der Rechte jedes Dritten, hierdurch beſtaͤtigen. Der gegenwaͤrtige 
Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Amtsblaͤtter der Regierungen zu 
Magdeburg und Merſeburg bekannt zu machen. 


Berlin, den 15. Januar 1842. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanz⸗Miniſter Grafen von Alvensleben. . 


Nachtrag 


im Statut der Magdeburg-Köthen⸗ alle-Leipziger Eiſenbahn⸗ 
— Geſelſchafte . u 


Plan und Bedingungen zur Vermehrung des Geſellſchafts— 
Kapftals von 1,100,000 Rthlr. f 


8.1. | 
Das Geſellſchafts-⸗Kapital foll durch Ausgabe von 11,000 Stuck Aktien, 
jede zu 100 Rthlr., unter den Bedingungen der nachfolgenden Paragraphen, 
um noch 1,100,000 Rthlr. vermehrt werden. 


N §. 2. 
Außerdem werden die bereits früher kreirten 7000 Aktien zum Betrage 
von 700,000 Rthlr., ſoweit ſie nicht bereits amortiſirt ſind, beibehalten. 


H. 3. 

Dieſe Aktien ſollen aber den neu zu kreirenden in jeder Beziehung gleich⸗ 

eftellt werden, namentlich auch in Beziehung auf Prioritaͤt und Amortiſation. 
Zu dieſem Zwecke ſollen dieſe Aktien gekuͤndigt und zuruͤckgezahlt werden; es 
ſei denn, daß ſie binnen einer zu beſtimmenden Friſt praͤſentirt wuͤrden, um mit 
folgender Abſtempelung verſehen zu werden: 


„Dieſe 


„Dieſe Aktie iſt den durch den Beſchluß vom 15. Dezember 1841. kreirten 
neuen Prioritaͤts⸗Aktien überall und namentlich ruͤckſichtlich der Priorität 
und Amortiſtrung voͤllig gleich geſtellt.“ 


H. 4. 
Diejenigen Aktien, welche nicht behufs dieſer Abſtempelung praͤſentirt 
werden, ſollen zuruͤckgezahlt und, nachdem ſie auf dieſe Weiſe eingeloͤſt ſind, 
ebenfalls abgeſtempelt und von Neuem ausgegeben werden. 


§. 5. 
Die neuen Prioritaͤts-Aktien werden in fortlaufenden Nummern von 
7001 bis 18,000 gegen fofortige Einzahlung ihres vollen Nennwerthbetrages 
nach dem unter A. anliegenden Schema auf farbigem Papier ausgegeben, und 
erhalten Zinskupons nach dem beigefuͤgten Muſter B. zu je vier und vier Jah⸗ 
ren. Auf der Ruͤckſeite der Aktien wird der gegenwärtige Nachtrag des Sta⸗ 
7 tuts abgedruckt. 


$. 6. 5 

Dieſe Prioritaͤts-Aktien werden mit vier Prozent jährlich verzinſt und die 
Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, 
ezahlt. An den Dividenden nehmen dieſe Prioritaͤts-Aktien keinen Theil. 
Pe erhalten fie für die ihnen zugeſicherten vier Prozent Zinſen das Vor⸗ 
recht vor allen urſpruͤnglichen Aktien dergeſtalt, daß die Zinſen der erſteren bei 
der jaͤhrlichen Einnahme von der Dividende der urſpruͤnglichen Aktien in Abzug 
gebracht werden. Auch den Kapitalien dieſer neu kreirten Prioritäts- Aktien 
ſtehet das Vorzugsrecht vor den Kapitalien der urfprünglichen Aktien zu. Mit 
den früher kreirten, und nach $. 3. beibehaltenen abgeſtempelten Prioritaͤts⸗ 
Aktien, erhalten ſie, ſo wie dieſe mit ihnen, gleiche Rechte und gleiche Priorität. 


* 


Die ſaͤmmtlichen Prioritaͤts-Aktien unterliegen einer gemeinſamen Amor⸗ 
tiſation, und es wird fuͤr dieſe alljaͤhrlich die Summe von 9000 Rthlrn. Ku⸗ 
rant, unter Zuſchlag der durch die eingelieferten Aktien erſparten Zinſen und 
etwaiger Zinſes⸗Zinſen, aus dem Ertrage des Eiſenbahn⸗Unternehmens verwen⸗ 
det. Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Aktien erfolgt am 1. Juli jeden 
Jahres. Es bleibt jedoch der General⸗Verſammlung der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
vorbehalten, mit Genehmigung der Staatsverwaltung den Amortiſationsfonds 
u verſtärken und fo die Tilgung der Prioritäts⸗Aktien zu beſchleunigen. Auch 
ſteht der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft das Recht zu, außerhalb des Amortiſations-⸗ 
Verfahrens, unter Genehmigung der Staatsverwaltung, ſaͤmmtliche Aktien der 
gegenwaͤrtigen Emittirung durch die öffentlichen Blätter zu kundigen und durch 
Zahlung des Nennwerthes einzulöfen. 
g Ueber die Amortiſation muß dem für das Eiſenbahn⸗Unternehmen bes 
ſtellten Königlichen Kommiſſarius alljährlich ein Nachweis vorgelegt werden. 
(Nr. 3469.) 8. 
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H. 8. f N 

Obgleich die Inhaber der Prioritaͤts⸗-Aktien als ſolche Mitglieder der 
Geſellſchaft find, fo ſollen fie doch in folgenden Faͤllen den Nennwerth dieſer 
a I Ausſcheidung aus der Geſellſchaft, von derſelben zuruͤckzufordern 

erechtigt ſein: \ 
a) 31 — ein Zinszahlungs-Termin laͤnger als drei Monate unberichtigt 
eibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen laͤnger 

als ſechs Monate ganz aufhört; a 

c) 98 gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schulden halber Exekution voll— 

ſtreckt wird; a 

d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Glaͤubiger nach allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden; 

e) wenn die im H. 7. feſtgeſetzte Amortiſation der Prioritaͤts- Aktien nicht 

innegehalten wird. ö 

In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann an demſelben Tage, wo einer dieſer Faͤlle eintritt, zu⸗ 
ruͤckgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins⸗ 
kupons; zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes; 
zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution; zu d. bis 
zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umftände aufgehört haben. In dem 
sub e. vorgeſehenen Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu 
beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts-Aftie von dieſem Kuͤndigungs⸗ 
rechte nur innerhalb drei Monaten von dem Tage ab Gebrauch machen, wo 
die Zahlung des Amortiſationsquantums hätte erfolgen ſollen. Bei Geltend⸗ 
machung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts treten die Aktien-Inhaber in 
das Verhaͤltniß von Glaͤubigern gegen die Geſellſchaft, und iſt ihnen in dieſer 
Beziehung das geſammte bewegliche und unbewegliche Vermoͤgen der Geſell— 
ſchaft verpfaͤndet. 

| $. 9. 

So lange nicht die ſaͤmmtlichen Prioritäts⸗Aktien eingeloͤſt, oder der Ein- 
3 doch gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft, mit Aus⸗ 
nahme i 

a) der längs der Bahnlinie neben der Bahn belegenen, zum Betrieb nicht 
benutzbaren, bei der Expropriation und reſp. dem Bau erworbenen Elei- 
nen Ackerſtuͤcke, 
b) — Pe Theile der Bahnhöfe bei Buckau, Schönebeck, Koͤthen 
un alle, 
keines ihrer Grundſtücke veräußern, auch eine weitere Aktien⸗Emittirung fo 
wenig als ein Anlehngeſchäft unternehmen, es muͤßte ſein, daß den Aktien 
der jetzigen Emittirung fur Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den ferner 
auszugebenden Aktien oder auszuſtellenden Schuldſcheinen reſervirt und ge⸗ 
ſichert wird. ih 
H. 10. 


a Zn 7 on. N 1 se 


$. 10. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des H. 7. zu amortiſirenden 
Aktien werden jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate 
vor dem Zahlungstage Öffentlich bekannt gemacht. un 


H. 11. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts-Direktorium, in Gegen⸗ 
wart zweier gerichtlichen Notare, in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der gegenwartigen 
Aktien der Zutritt geſtattet iſt. 


$. 12. > 

Die Auszahlung der ausgelooſten Aktien erfolgt an dem dazu beſtimm⸗ 
ten Tage in Magdeburg von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nominalwerthe 
an die Vorzeiger der Aktien, gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage 
hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Aktien auf. Mit letzteren ſind zugleich 
die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zinskupons einzuliefern. Geſchieht dies 
nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt 
und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöſten Aktien ſollen in Gegenwart 
zweier gerichtlichen Notare verbrannt und, daß dies geſchehen, durch die oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter bekannt gemacht werden. 

f Die Aktien aber, welche in Folge der Rückforderung oder Kündigung 
der Inhaber außerhalb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Geſellſchaft 
ſogleich wieder verausgaben. 

F. 43. 

Rücfichtlich der Aktien, welche ausgelooſt find und, der Bekanntma⸗ 
chung durch die Öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht binnen ſechs Monaten 
nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung praͤſentirt werden, tritt das gerichtliche 
Depoſitions⸗Verfahren ein. — Es ſollen uͤbrigens bei jeder neuen Amortiſation 
ſäͤmmtliche, ſchon früher ausgeloofte und nicht abgehobene Aktien zu gleicher 
Zeit mit bekannt gemacht werden. g 


§. 14. 
Die vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachungen erfolgen durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Magdeburg, durch die Magdeburgiſche 
Zeitung, durch die Preußiſche Staats⸗Zeitung, Leipziger Zeitung und die Ham⸗ 
burger Boͤrſenhallenliſte. f 
H. 15. 
Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Aktien find zwar berechtigt, an den General⸗ 
Verſammlungen Theil zu nehmen, find aber weder ſtimm- noch wahlfaͤhig. 
N i H. 16. 
Alle durch den gegenwärtigen Nachtrag nicht geänderten Beſtimmungen 
(Nr. 3469.) s des 
” 


=. We 
des Geſellſchafts⸗-Statuts vom 13, November 1837. finden auch auf die gegen⸗ 
waͤrtig zu emittirenden Prioritaͤts⸗Aktien Anwendung. a 
H. 17. 


5 Die Beſtimmungen des früheren Nachtrages zum Statute werden, fo 
weit ſie mit dieſem gegenwaͤrtigen Nachtrage nicht uͤbereinſtimmen, aufgehoben. 


A. 


Prioritäts-Aktie 


5 uͤber 
Einhundert Thaler, Preußiſch Kurant, 
a 4 Prozent jährliche Zinſen. 


Inhaber dieſes hat auf Höhe von Einhundert Thalern Preußiſch Ku—⸗ 
rant Antheil an dem in Gemaäßheit Allerhoͤchſter Genehmigung und nach den 
Beſtimmungen des umſtehenden Statuten⸗Nachtrages emittirten Kapitale von 
Einer Million und hunderttauſend Thalern Prioritäts⸗Aktien der Magdeburg: 
Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. i 

Magdeburg, den .. tm 


Magdeburg⸗Köthen-Halle-Leipziger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(I. S) N. N. N. N. 
Direktoren. 


‚—I— — 2 


B. 

Prioritäts⸗Aktie %. Serie I. Zinskupon e 1. 
Inhaber dieſes Kupons erhält gegen deſſen Ruͤckgabe amm 
Halle Leipziger Eiſen⸗ 


nn 


Magdeburg⸗Köͤthen⸗Halle-Leipziger Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft. 
NS N. N. N. N. N | 
Direktoren. 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


. 


